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Verschlechterung des gesetzlichen
Arbeiterschutzes während der Kriegszeit.

Bekanntlich hat der Ausbruch des
europäischen Krieges eine Verschlechterung der
Arbeits- und ExistenzVerhältnisse für die
Lohnarbeiter der Schweiz bewirkt, wie sie bisher in
dem Umfang noch nicht dagewesen ist und selbst
in den kriegführenden Staaten, abgesehen etwa
von Belgien, Polen und Serbien, kaum übertroffen

wurde.
Während die besitzenden Klassen soviel als

möglich von ihren Geldern auf den Banken
zurückzogen und den grössten Teil der Lebensmittelvorräte

aufkauften, während Händler, Spekulanten

und Grossbauern sich sofort verständigten,
um die kritische Situation auf dem

Lebensmittelmarkt auszunützen, suchten die Unternehmer
sich durch Einschränkung der industriellen

Betriebe, Arbeiterentlassungen und Lohnreduktionen
schadlos zu halten. Was das letztere

anbetrifft, hat übrigens die «honette» Bourgeoisie
mit wenigen Ausnahmen den Dienstboten gegenüber

nicht minder rücksichtslos gehandelt.
Unsere Behörden sahen sich schliesslich

veranlasst, ausserordentliche Massnahmen zu
ergreifen, um zu verhindern, dass völlig alles aus
Eand und Band gehe. Bei all diesen Massnahmen,

von der Mobilisation angefangen bis zum
Erlass besonderer Vorschriften über das
Betreibungsverfahren und die Lebensmittelversorgung,
ist jedoch sehr deutlich die Tendenz zu erkennen,
in erster Linie die Interessen der besitzenden
Klasse zu wahren. Wenn nicht die organisierte
Arbeiterschaft schliesslich durch Abhaltung von
Protestversammlungen und Einsetzung zentraler
und lokaler Notstandskommissionen sich zu helfen

gesucht hätte, so würde wohl auch in unsern

obersten Behörden niemand sich darum gekümmert
haben, wie die Lohnarbeiter unter den in

doppelter Hinsicht verschlechterten Verhältnissen
existieren sollen. Es hat viel gebraucht, um

den Kantonsregierungen und dem Bundesrat
begreiflich zu machen, dass die wirtschaftlich
schwächste Klasse nicht minder besonderer
Schutz- und Hilfsmassnahmen bedürfe als die
Kapitalisten, die Industriellen, die Gewerbetreibenden

und nicht zuletzt der Grossteil der
Bauern selber. Zugegeben, dass es eine sehr
schwierige Aufgabe war, zu deren praktischer
Lösung die Arbeitervertreter nicht jederzeit in
der Lage waren, präzise Vorschläge zu formulieren,

unter so kritischen Verhältnissen den
Hilfesuchenden Beistand zu leisten. Wir
behaupten sogar, dass auch die weiseste und mächtigste

Eegierung unmöglich allen Interessen
gleichzeitig und in gleichem Umfang Eechnung
tragen konnte. Wenn schon die nationalpolitische
Interessengemeinschaft auch in unserer
Alpenrepublik nur eine scheinbare ist, so stösst man
auf wirtschaftlichem Gebiet überall auf die
schroffsten Interessengegensätze, die der
individuelle oder Privatbesitz an den Produktionsmitteln,

am sogenannten gesellschaftlichen
Eeichtum, immer neu erzeugt.

Dagegen hätte man erwarten dürfen, dass die
Mitglieder unserer obersten kantonalen und
Bundesbehörden bei der Beratung ausserordentlicher

Massnahmen auch über die elementarsten
Staatsinteressen hinaus den Bedürfnissen und
Wünschen des notleidenden Proletariats mehr
Eechnung tragen würden, als dies tatsächlich
geschehen ist.

Der Bundesrat und ebenso die Mehrzahl der
Mitglieder der Kantonsregierungen wissen, dass
sich die grosse Majorität der Lohnarbeiter unseres
Landes — selbst die Mehrzahl der Arbeiterfami-
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